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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Kanton Basel-Stadt stimmte die Bevölkerung Ende November 2021 über die Initiative
«Ja zum echten Wohnschutz!» ab. Die Initiative war von einem Komitee rund um den
Mieterinnen- und Mieterverband (MV) zusammen mit den Parteien SP und BastA!
eingereicht worden, da diese mit dem revidierten Gesetz über die Wohnraumförderung
unzufrieden waren. Mit dem Gesetz hatten Regierung und Parlament vier 2018
angenommene Volksinitiativen zum Wohnschutz umgesetzt. Eine im Jahr 2020
durchgeführte Referendumsabstimmung über das Gesetz endete mit einem denkbar
knappen Resultat von 50.05 Prozent Ja-Stimmenanteil. Die neuerliche Initiative des MV
kam als ausformulierter Gesetzestext daher, der das Gesetz über die
Wohnraumförderung abändern sollte. Damit müssten neu fast alle Wohnungen bei
Sanierungen, Umbau oder Abbruch eine zusätzliche Bewilligung, inklusive
Mietzinskontrolle, durchlaufen – sofern es in der Stadt eine «Wohnungsnot» gibt, die
als Lehrwohnungsquote unter 1.5 Prozent definiert ist, was in Basel seit 2011
ununterbrochen der Fall war. Beim von der Regierung ausgearbeiteten Gesetz war nur
bei den Wohnungen von Personen mit tieferem Einkommen eine entsprechende
Bewilligung inklusive Mietzinskontrolle nötig. Ausserdem sah das neue
Wohnraumförderungsgesetz Ausnahmen bei Sanierungen in bewohntem Zustand vor,
wovon sich Regierung und Parlament eine Förderung dieser Praxis und eine Reduktion
an Massenkündigungen erhofften. Die Initiative sah derweil bei Sanierungen, Umbau
und Abbruchneubauten keine solchen Ausnahmen und noch einmal klar restriktivere
Bestimmungen vor. Die Befürworterinnen und Befürworter der Initiative
argumentierten, die Änderungen seien nötig, um die hohen Mietkosten in den Griff zu
bekommen. Die Gegnerschaft, bestehend aus GLP, Mitte, FDP, LDP und SVP, warnte
derweil, eine Annahme der Initiative führe dazu, dass es kaum mehr Anreize für
Investitionen gäbe. Der Zustand der Gebäude würde sich deshalb über die Zeit
verschlechtern und dringend benötigte ökologische Gebäudesanierungen würden
stagnieren.
Die Stimmbevölkerung sprach sich am Abstimmungssonntag mit 53.1 Prozent für die
Initiative aus, wobei die Stimmbeteiligung bei 68.0 Prozent lag. Die Regierung kündigte
daraufhin an, dass das Wohnraumförderungsgesetz nicht wie geplant am 1. Januar 2022
in Kraft treten solle. Stattdessen arbeite sie daran, die von der Initiative verlangten
Bestimmungen innerhalb von sechs Monaten auf Verordnungsstufe umzusetzen. 1
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